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S a t z u n g 
 

für den Fachbereich Jugend, Soziales und Schule / Fachgruppe Jugend, Kinder 
und Familie  

 
(Jugendamt) 

 
der Stadt Waltrop  

Der Rat der Stadt Waltrop beschließt in seiner Sitzung am 09.09.2014 aufgrund der          
§§ 69 Achtes Buch Sozialgesetzbuch – Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022),zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 29. August 2013 (BGBl. I S. 3464) in der jeweils gültigen 
Fassung und des § 7 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) In 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2013 (GV. NRW. S. 878) in der jeweils 
gültigen Fassung folgende Satzung für den Fachbereich Jugend, Soziales und Schule, 
Fachgruppe Jugend, Kinder und Familie (Jugendamt) der Stadt Waltrop: 

 
 
I. Der Fachbereich Jugend, Soziales und Schule / Fachgruppe Jugend, 

Kinder und Familie 
 
 § 1 - Aufbau 
 
 Der Fachbereich Jugend, Soziales und Schule / Fachgruppe Jugend, Kinder und Familie 
 

besteht aus dem Ausschuss für Jugendhilfe und Soziales, Teil A - Jugendhilfe (Jugendhilfe-
ausschuss), und der Verwaltung der Fachgruppe Jugend, Kinder und Familie. 

 
 
 § 2 - Zuständigkeit 
 
 Der Fachbereich Jugend, Soziales und Schule / Fachgruppe Jugend, Kinder und Familie ist 

nach Maßgabe des Sozialgesetzbuches, Achtes Buch – Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII), 
des dazu erlassenen Ausführungsgesetzes und dieser Satzung für alle Aufgaben der 
öffentlichen Jugendhilfe im Gebiet der Stadt Waltrop zuständig. 

 
 
 § 3 - Aufgaben 
 

(1) Der Fachbereich Jugend, Soziales und Schule / Fachgruppe Jugend, Kinder und Familie 
ist Mittel- und Sammelpunkt aller Bestrebungen auf dem Gebiet der Jugendhilfe. Die 
Entfaltung der Persönlichkeit des jungen Menschen sowie die Stärkung und Erhaltung der 
Erziehungskraft der Familie sollen bei allen Maßnahmen der öffentlichen Jugendhilfe im 
Vordergrund stehen. Die Gleichstellung von Mädchen und Jungen ist als durchgängiges 
Leitprinzip zu beachten. Dabei sollen die geschlechtsspezifischen Belange von Mädchen 
und Jungen Berücksichtigung finden. 

 
(2) Der Fachbereich Jugend, Soziales und Schule / Fachgruppe Jugend, Kinder und Familie 

soll sich um eine enge Zusammenarbeit mit den Trägern der freien Jugendhilfe und allen 
behördlichen Stellen bemühen, die sich mit Angelegenheiten der Kinder, Jugendlichen 
und jungen Menschen sowie der Familien befassen. Er hat dabei auf die Selbständigkeit 
der freien Träger in Zielsetzung und Durchführung der Jugendhilfeaufgaben sowie in der 
Gestaltung ihrer Organisationsstruktur zu achten. 
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II. Der Ausschuss für Jugendhilfe und Soziales, Teil A - Jugendhilfe 
 
 
 § 4 - Mitglieder 
 

(1) Dem Ausschuss für Jugendhilfe und Soziales, Teil A - Jugendhilfe (Jugendhilfeaus-
schuss), gehören 15 stimmberechtigte Mitglieder einschließlich der Vorsitzenden/des 
Vorsitzenden und beratende Mitglieder an. 

  
(2) Stimmberechtigte Mitglieder sind: 

 
9 Mitglieder des Rates der Stadt Waltrop oder von ihr gewählte sachkundige Frauen und 
Männer, die in der Jugendhilfe erfahren sind (§ 71 Abs. 1 Ziff. 1 SGB VIII).  
6 Mitglieder, die von den im Bereich der Stadt Waltrop wirkenden und anerkannten freien 
Trägern der Jugendhilfe vorgeschlagen sind (§ 71 Abs. 1 Ziff. 2 SGB VIII).  

 
Die Mitglieder werden vom Rat gewählt. Für jedes Mitglied ist ein/e persönliche/r 
Stellvertreter/in zu wählen. Das Wahlverfahren richtet sich nach dem Ersten Gesetz zur 
Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (AG-KJHG) und der Gemeindeordnung 
(GO). 

 
(3) Als beratende Mitglieder gehören dem Ausschuss für Jugendhilfe und Soziales, Teil A – 

Jugendhilfe (Jugendhilfeausschuss), an: 
 

a) die Bürgermeisterin/der Bürgermeister, 
 

b) die Leiterin/der Leiter des Fachbereichs Jugend, Soziales und Schule   
 

c) die Leiterin/der Leiter der Fachgruppe Jugend, Kinder und Familie des Fachbereichs 
Jugend, Soziales und Schule 

 
d) eine Richterin/ein Richter des Vormundschaftsgerichtes oder des Familiengerichtes 

oder eine Jugendrichterin/ein Jugendrichter, die/der von der zuständigen 
Präsidentin/dem zuständigen Präsidenten des Landgerichtes Bochum bestellt wird, 

 
e) eine Vertreterin/ein Vertreter der Arbeitsverwaltung, die/der von der Direktorin/dem 

Direktor der zuständigen Agentur für Arbeit in Recklinghausen bestellt wird, 
 

f) eine Vertreterin/ein Vertreter der Schulen, die/der von der zuständigen örtlichen Stelle 
bestellt wird, 

 
g) eine Vertreterin/ein Vertreter der Polizei, die/der von der zuständigen örtlichen Stelle 

bestellt wird, 
 

h) je eine Vertretung der katholischen Kirche und der evangelischen Kirche, die von der 
zuständigen Stelle der Religionsgemeinschaften bestellt werden, 

 
i) eine Vertreterin/ein Vertreter aus dem Jugendamtselternbeirat 

 
j) eine Vertreterin/einen Vertreter aus dem Kinder- und Jugendgesundheitsdienst des 

Kreisgesundheitsamtes Recklinghausen 
 

k) beratende Mitglieder gemäß § 58 Abs. 1 GO. 
 

l) weitere sachkundige Frauen/Männer gemäß § 5 Abs. 3 AG-KJHG 
 

Für Mitglieder d) bis l) ist je ein/e persönliche/r Vertreter/in zu bestellen oder zu 
wählen. 
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 § 5 - Aufgaben des Ausschusses für Jugendhilfe und Soziales, Teil A - Jugendhilfe 
 

(1) Der Ausschuss für Jugendhilfe und Soziales, Teil A - Jugendhilfe (Jugendhilfeausschuss), 
befasst sich mit den Aufgaben der Jugendhilfe. Er beschließt im Rahmen der vom Rat 
bereitgestellten Mittel, dieser Satzung und der vom Rat gefassten Beschlüsse über die 
Angelegenheiten der Jugendhilfe. 

 
Er soll vor jeder Beschlussfassung des Rates in Fragen der Jugendhilfe gehört werden. Er 
hat das Recht, an den Rat Anträge zu stellen. 

 
(2) Der Ausschuss für Jugendhilfe und Soziales, Teil A - Jugendhilfe (Jugendhilfeausschuss), 

befasst sich mit allen Angelegenheiten der Jugendhilfe, insbesondere mit 
 

1. der Erörterung aktueller Problemlagen junger Menschen und ihrer Familien sowie mit 
Anregungen und Vorschlägen für die Weiterentwicklung der Jugendhilfe. 

 
2. der Aufstellung von Richtlinien und Grundsätzen für 

 
a) die Förderung von Einrichtungen und Maßnahmen der Jugendhilfe, 

 
b) die Festsetzung der Leistungen im Bereich der Jugendförderung und der Hilfen 

zur Erziehung, soweit diese nicht durch Landesrecht geregelt werden. 
 

 
3. der Entscheidung über 

 
a) die Jugendhilfeplanung 

 
b) die Förderung der Träger der freien Jugendhilfe 

 
c) die öffentliche Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe gem. § 75 SGB VIII 

in Verbindung mit § 25 AG-KJHG 
 

d) die Bedarfsplanung für Tagesbetreuung von Kindern in Tageseinrichtungen für 
Kinder und in Kindertagespflege (gemäß Gesetz zur frühen Förderung und 
Bildung von Kindern – Kinderbildungsgesetz – KiBiz) 

 
e) die Förderung von Tageseinrichtungen für Kinder von Trägern gemäß § 6 Abs. 2 

KiBiz 
 

f) die Aufstellung von Vorschlagslisten für die Wahl der Jugendschöffen 
 

4. der Vorberatung des Haushaltes für den Bereich der Jugendhilfe. 
 

5. der Anhörung vor der Berufung der Leiterin/des Leiters des Jugendamtes. 
 
 
 § 6 - Unterausschüsse 
 
 Für einzelne Aufgaben der Jugendhilfe können bei Bedarf Unterausschüsse ohne Entschei-

dungsbefugnis gebildet werden. Die Mitglieder der Unterausschüsse werden vom Ausschuss 
für Jugendhilfe  und Soziales, Teil A - Jugendhilfe (Jugendhilfeausschuss), aus seinen ordent-
lichen und stellvertretenden Mitgliedern gewählt. Er bestimmt auch den/die Vorsitzende/n des 
jeweiligen Unterausschusses und seinen/ihre Stellvertreter/in. 
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III. Die Verwaltung des Fachbereichs Jugend, Soziales und Schule / Fach-
gruppe Jugend, Kinder und Familie (Jugendamt) 

 
 § 7 - Eingliederung 
 

Die Verwaltung des Fachbereichs Jugend, Soziales und Schule / Fachgruppe Jugend, Kinder 
und Familie 
ist eine besondere Organisationseinheit innerhalb der Stadtverwaltung. 

 
 § 8 - Aufgaben 
 

(1) Die Geschäfte der laufenden Verwaltung im Bereich der öffentlichen Jugendhilfe werden 
von der Bürgermeisterin/dem Bürgermeister oder in ihrem/seinem Auftrage von der/dem 
Leiter/in der Verwaltung des Fachbereichs Jugend, Soziales und Schule / Fachgruppe 
Jugend, Kinder und Familie im Rahmen dieser Satzung und der Beschlüsse des Rates 
und des Ausschusses für Jugendhilfe und Soziales, Teil A - Jugendhilfe (Jugendhilfe-
ausschuss), geführt. 

 
(2) Die Bürgermeisterin/der Bürgermeister bzw. die Leiterin/der Leiter des Fachbereichs 

Jugend, Soziales und Schule / Fachgruppe Jugend, Kinder und Familie oder in 
ihrem/seinem Auftrage der/die Leiter/in der Verwaltung der Fachgruppe Jugend, Kinder 
und Familie (Jugendamt) ist verpflichtet, die/den Vorsitzende/n des Ausschusses für 
Jugendhilfe und Soziales, Teil A - Jugendhilfe (Jugendhilfeausschuss), über alle 
wichtigen Angelegenheiten der Verwaltung der  Fachgruppe Jugend, Kinder und Familie 
(Jugendamt) zu unterrichten, bereitet die Beschlüsse des Ausschusses für Jugendhilfe  
und Soziales, Teil A - Jugendhilfe, vor und führt diese aus. 

 
IV. Schlussbestimmung 
 
 § 9 - Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt am 01.11.2018 in Kraft.  
 
Mit dem Inkrafttreten dieser Satzung zum 01.11.2018 tritt die Satzung des Fachbereichs 
Jugend, Soziales und Schule / Fachgruppe Jugend, Kinder und Familie der Stadt Waltrop 
vom 02.03.2005 samt  Änderungen vom 16.12.2005, 09.02.2010 und 01.10.2014 außer Kraft. 

 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung für den Fachbereich Jugend, Soziales und Schule / Fachgruppe Jugend, 
Kinder und Familie (Jugendamt), wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
Es wird bestätigt, dass die Richtlinie im o.g. Wortlaut dem Rat ordnungsgemäß vorgelegen hat und 
identisch mit dem Wortlaut der Richtlinie ist, die der Sitzungsvorlage beigefügt war. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es 
sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) die Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Waltrop vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Waltrop, den 26.10.2018 
 
 
(Nicole Moenikes) 
Bürgermeisterin 



Die Bürgermeisterin 
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 Öffentliche Auslegung des Entwurfes des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 96 
„Nordring-Hochstraße“ der Stadt Waltrop – im Verfahren gem. § 13a BauGB 
 
Der Rat der Stadt Waltrop hat in seiner Sitzung am 29.11.2018 die öffentliche Auslegung des 
Entwurfes der Planunterlagen und der Begründung des vorhabenbezogenen Bebauungspla-
nes Nr. 96 „Nordring-Hochstraße“ beschlossen. Der Aufstellungsbereich wird in nachstehen-
der Karte umgrenzt. 
 
Ziel und Zweck der Planung: 
 
Der Vorhabenträger hat den formlosen Antrag auf Einleitung eines vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes gestellt, welcher auch gleichzeitig Eigentümer dieser Flächen ist. Das Vorha-
ben befindet sich außerhalb eines rechtskräftigen Bebauungsplans. Das Plangebiet ist von 
einem Siedlungsbereich mit dem Gewicht eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils um-
schlossen, jedoch diesem nicht direkt zuzuordnen und damit als sog. „Außenbereich im In-
nenbereich“ zu bewerten. 
 
Im Bereich des Vorhaben- und Erschließungsplanes sollen zwei Mehrfamilienhäuser mit je 10 
Wohneinheiten in zweigeschossiger Bauweise mit Staffelgeschoss entstehen. Das Vorhaben 
wird über eine private Wohnstraße vom Nordring erschlossen. Von dieser werden die beiden 
Mehrfamilienhäuser erschlossen. Die erforderliche Anzahl von 20 Stellplätzen sowie zwei zu-
sätzliche Bedarfsstellplätze werden auf der Fläche des Plangebietes entlang der Wohnstraße 
angeordnet. Nach den Richtzahlen für den Stellplatzbedarf Nordrhein-Westfalen sind für das 
hier beschriebene Vorhaben 20 Stellplätze für Bewohner und Besucher erforderlich (1 Stell-
platz je Wohnung). Zusätzlich werden zwei weitere Bedarfsstellplätze errichtet, um für größere 
Wohnungen zusätzlichen Parkraum herzustellen. Zur Herstellung einer ausreichenden Anzahl 
von Stellplätzen wurde der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes nach 
Süden hin erweitert. 
 
Im Süden des Vorhaben- und Erschließungsplans wird ein Wendehammer für den PKW-
Verkehr errichtet, da eine Durchfahrt für PKW zur Hochstraße nicht erfolgen soll. Lediglich die 
Feuerwehr und Müllfahrzeuge können zur Hochstraße durchfahren. Eine entsprechende Bau-
last wird eingetragen. 
 
Außerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des Vorhaben- und Erschließungsplanes wer-
den zusätzlich auf einer Grundstücksfläche von 850 m² Baurechte für ein bis zu dreigeschos-
siges Wohngebäude geschaffen, welches über die Straße „Nordring“ erschlossen wird. 
 
Es handelt sich hierbei um ein Bebauungsplanverfahren der Innenentwicklung gem. § 13 a 
BauGB. Die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens gem. § 13 (2) und (3) Satz 1 BauGB 
gelten entsprechend, sodass von der Umweltprüfung nach § 2 (4) BauGB und dem Umwelt-
bericht gem. § 13 (3) BauGB sowie von der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonsti-
gen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs.1 BauGB abgesehen wurde. Von der frühzeiti-
gen Unterrichtung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 wurde nicht abgesehen. Die Frühzeitige 
Bürgerbeteiligung hat am 04.09.2018 stattgefunden. 
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Umweltrelevante Stellungnahmen/Informationen: 

Umweltrelevante Stellungnahmen/umweltrelevante Informationen gem. § 3 Abs. 2 Satz 2 
BauGB und Stellungnahmen gem. § 4 Abs. 1 BauGB : 

 
Schutzgut Mensch 
 
Untersuchung der lärmtechnischen Auswirkungen, 

− Schalltechnische Untersuchung zum Vorhaben- und Erschließungsplan „Nordring-
Hochstraße“ in 45731 Waltrop des Büros WENKER & GESING Akustik und 
Immissionsschutz GmbH vom 07.03.2018 

− Schalltechnische Untersuchung „Anwohnerparken“ zum Vorhaben- und 
Erschließungsplan „Nordring-Hochstraße“ in 45731 Waltrop des Büros WENKER & 
GESING Akustik und Immissionsschutz GmbH vom 24.10.2018 

 

Untersuchung Geruchsemissionen ausgehend von der benachbarten Pferdehaltung, 

− Geruchstechnische Untersuchung zum Vorhaben- und Erschließungsplan „Nordring-
Hochstraße“ in 45731 Waltrop des Büros WENKER & GESING Akustik und 
Immissionsschutz GmbH vom 27.02.2018 

 

Schutzgut Tier 
 
Artenschutzprüfung  
 

− Artenschutzrechtliche Vorprüfung gem. des Landes Nordrhein Westfalens; „Ministeri-
um für Wirtschaft, Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr NRW und des Ministeriums 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur und Verbraucherschutz vom 
22.12.2010: Artenschutz in der Bauleitplanung und bei der baurechtlichen Zulassung 
von Vorhaben. Gemeinsame Handlungsempfehlungen“, Teil der Begründung S. 8-13, 
erarbeitet durch das Büro Wolters Partner GmbH von Oktober 2018 
 

− Bericht zur Fledermauskartierung im Zusammenhang mit der gepl. Bebauung auf dem 
Grundstück Hochstraße 105 in Waltrop im Zeitraum am 21. / 22. August 2018, Alfons 
Pennekamp, Datteln, Dahlstraße 128 von September 2018 
 

− Bericht zur Fledermauskartierung im Zusammenhang mit einer gepl. Bebauung auf 
dem Grundstück Hochstraße 105 in Waltrop im Zeitraum am 21. / 22. August 2018, 
Hier: Nachtrag nach Planänderung, Alfons Pennekamp, Datteln, Dahlstraße 128 vom 
18.10.2018 

 
 
Rechtsgrundlage: 
 
§§ 3 Abs. 2, 13a und 13 Baugesetzbuch (BauGB) vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634) 
in Verbindung mit den §§ 7 und 41 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), in den jeweils gültigen Fassun-
gen. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Der vorstehende Beschluss zur öffentlichen Auslegung des Entwurfes des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes Nr. 96 „Nordring-Hochstraße“ wird hiermit ortsüblich öffentlich bekannt 
gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen die-
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ser Beschlüsse nach Ablauf eines Jahres seit der Bekanntmachung einer im Verfahren nach-
folgenden Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
nicht durchgeführt wurde, 
 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) die Bürgermeisterin hat den Beschluss des Rates der Stadt Waltrop vorher beanstandet 
oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Waltrop vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Auslegungszeit und -ort: 
 
In der Zeit von Freitag, den 14. Dezember 2018 bis einschließlich Mittwoch, den 30. Ja-
nuar 2018, liegen die Planunterlagen im Rathaus der Stadt Waltrop, Altbau (2. Oberge-
schoss, Foyer), Münsterstraße 1, 45731 Waltrop, öffentlich während der Dienststunden aus. 
Es besteht dort die Möglichkeit, sich im Fachbereich Stadtentwicklung -Stadtplanung- gem. § 
13 a Abs. 3 Nr. 2 BauGB über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen 
Auswirkungen der Planung zu informieren. 
Stellungnahmen können bis zum Ende der Auslegungsfrist schriftlich oder mündlich zur Nie-
derschrift (zweckmäßiger Weise bei der Stadtplanung) während der Dienststunden vorge-
bracht werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfas-
sung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben. 
 
Hinweis: 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB nicht fristgerecht abgegebe-
ne Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt blei-
ben können und bei der Aufstellung dieses Bebauungsplanes ein Antrag nach § 47 der Ver-
waltungsgerichtsordnung unzulässig ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht wer-
den, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht 
wurden, aber hätten geltend gemacht werden können. 
 
Der Ratsbeschluss vom 29.11.2018 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Waltrop, den 06.12.2018 
 
 
 
(Moenikes) 
Bürgermeisterin 
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